










4. Innen- und RechtspoUtik

4.1. RechtspoUtik

o Politische Partizipationsmöglichkeiten:

Abschaffung des absoluten Finanzvorbehaltes mit dem Ziel der Erleichterung der
Möglichkeit von Volksbegehren und Absenkung der Quoren sowie Erleichterung des
Verfahrens

Prüfung einer Änderung des kommunalen Wahlrechts im Hinblick auf eine Senkung
des aktiven Wahlalters auf 16 Jahre sowie im Hinblick auf die Einführung des Kumu­
lierens und Panaschierens

Änderung des kommunalen und des Landeswahlrechts mit dem Ziel der Einführung
des Zählverfahrens nach Hare-Niemeyer

Überprüfung der Einführung eines Zwei·Stimmen-Wahlrechts im Landeswahlrecht
(Direktwahlkreise analog zur Bundestagswahl)

Prüfung des Wegfalls der Stichwahl bei der Direktwahl von Bürgermeistern und Land­
räten (bzw. Regionalverbandspräsident)

o Datenschutz.:

Zusammenführung von privatem und öffentlichem Datenschutz zu einem Daten­
schutzzentrum (vorbehaltlich EuGH-Entscheidung); ansonsten: Verstärkung der
Selbstkontrolle von Unternehmen durch Einführung eines Zertifizierungskonzeptes

Verzicht auf Online-Ourchsuchung (keine eigenen Regelungen und Ressourcen)

Verzicht auf automatische Kennzeichenerfassung (rechtlich und logistisch)

Änderung des saarländischen Polizeigesetztes: Überprüfung der Praxis der Speiche­
rung von Fotos und Fingerabdrücken strafunmündiger Kinder sowie Verzicht auf Vi­
deokontrollen im öffentlichen Raum und präventive Kommunikationsüberwachung
(außer unmittelbar sicherheitsrelevante Bereichen wie Synagogen, Fußballstadien)

o Verfassungsschutz.:

Einbeziehung aller im Landtag vertretenen Parteien in die parlamentarische Kontrolle
des Landesamtes für Verfassungsschutz

Gewährleistung von Akteneinsichtsrechten und Einführung einer Berichtspflicht

o Nichtraucherschutz.:

Konsequente Umsetzung, Abschaffung aller Ausnahmetatbestände

Rechtliche Überprüfung eines eventuellen Bestandsschutzes bei bereits erfolgten
Umbaumaßnahmen

o Verschärfung des Waffenrechts:

Prüfung einer diesbezüglichen BR-Initiative

Überprüfung weiterer Einschränkungen des Waffenbesitzrechts (unter Beachtung der
verfassungsrechtlichen Garantie von Persönlichkeits- und Eigentumsrechten) sowie
Gewährleistung einer konsequenten Kontrolle
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4.2. Innenpolitik

o Verwaltungsstrukturreform:

Evaluation der bisher erfolgten (Zentralisierungs-)Maßnahmen im Zuge der Verwal­
tungsstrukturreform nach Hesse und Festlegung evtl. weiterer Handlungsbedarfe

Überprüfung von Effizienzgewinnen und Kosteneinsparungen durch Reduzierung der
Zahl der Landkreise auf nur noch drei Gebietskörperschaften

Überprüfung von Möglichkeiten der Rückverlagerung von Zuständigkeiten der Unte­
ren Naturschutzbehörden

o Kommunaler Finanzausgleich:

Überprüfung des kommunalen Finanzausgleiches (möglicherweise negative Anreiz­
wirkungen mit Blick auf die Gewerbesteuerhebesätze; Prüfung, ob die Finanzierung
bestimmter kommunaler Projekte z.B. der Armutsbekämpfung "vor die Klammer des
kommunalen Finanzausgleichs gezogen werden kannM sowie Möglichkeiten zur Ver­
besserung des Finanzsituation der Kommunen)

Schaffung von Anreizen zur verstärkten Etablierung von Infrastrukturzweckverbänden
(arbeitsteilige Nutzung von Sport- und Freizeitinfrastruktur, interkommunale Gewer­
begebiete etc.)

o Schuldenbremse:

Keine Festlegung zur Umsetzung der Regelungen der FöKo 11 im Sinne einer .Schul­
denbremse- in der saarländischen Landesverfassung

Prüfung einer staatsvertraglichen Regelung ohne Verfassungsänderung

o Integrationl Migration:

Stärkung der Rechte der sog. Härtefall-Kommission/Ausweitung der Untersuchungs­
möglichkeiten

Schaffung einer Stabsstelle Migration/Integration (Festlegung des zuständigen Res­
sorts)

Sachliche Überprüfung und politische Bewertung der Situation im Landesaufnahme­
lager Lebach (Anhörung im saarländischen Landtag) unter Berücksichtigung der
Möglichkeit einer Umstellung von Sach- auf Geldleistungen; Ziel: Verbesserung der
Versorgungssituation

Überprüfung von Möglichkeiten einer verstärkten Verteilung von Lagerbewohnern mit
dem Ziel einer Verkürzung der Aufenthaltsdauer (Begrenzung auf ein Jahr bzw. bis
zum Abschluss des Erstverfahrens, Beachtung der Wahlfreiheit der Lagebewohner,
Beachtung des Konnexitätsprinzips)
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5. Gesellschafts- und Kulturpolitik

5.1. Antidiskriminierung:

o Gleichberechtigungsangelegenheiten:

Schaffung ressortübergreifendes Gender-Netzwerk (keine zentrale Stabsstelle)

Positionierung des Saarlandes als Modellregion der Frauenförderung und Familien­
freundlichkeit (Kompetenzvorsprung bei der Bewältigung der Folgen des demogra­
phischen Wandels im Saarland)

Reform des Landesgleichstellungsgesetzes und Änderung der Landesverfassung im
Hinblick auf ein Verbot der Diskriminierung aufgrund geschlechtlicher oder sexueller
Identität

o Frauenförderung:

Evaluierung des bisherigen Frauenförderung sowie verstärkte Unterstützung z.B. von
Unternehmen durch lokale Hilfsstrukturen (Verbesserung der Vereinbarkeit von Fami­
lie und Beruf durch verlässliche Hilfe- und Betreuungsstrukturen)

Verdoppelung der Frauenquote in öffentlichen Führungspositionen bis 2020, Prüfung
Bundesratsinitiative-Initiative zur Verbesserung der Frauenquote in Aufsichtsräten
und Kontrollgremien

Verstärkung der bereits eingeleiteten Maßnahmen im Sinne der Frauenforschung und
-bildung (z.B. finanzielle Unterstützung der Frauenbibliothek)

Unterstützung bzw. Förderung lokaler Bündnisse für Familien und der Mehrgenerati­
onenhäuser

Verstärkung von migrations- bzw. frauenrelevanten Förderinstrumenten (z.B. Einwer­
bung von EFRE-Mitteln)

Erhöhung des Frauenanteils im universitären Bereich (Forschung und Lehre)

5.2. Kulturpolitik und Ehrenamt

o Kulturelle EInzeiprojekte:

Bekenntnis zum saarländischen Staatstheater, den Festivals (..Perspektives·, .Max­
Ophüls", Musikfestspiele Saar)

Förderung der Lesekultur (Prüfauftrag: Schaffung neues Bibliotheksgesetz)

Ausweitung kultureller und musischer Bildung, Stärkung Landesakademie für mu­
sisch-kulturelle Bildung sowie Unterstützung für Kulturtreibende, Musikvereine, Or­
chester- und Jugendmusikszene sowie der Spielstätten für freie Kulturszene

Festhalten am Projekt .Vierter Pavillon· (unter nochmaliger Überprüfung der Dimen­
sionierung und - soweit wie möglich - der Einbeziehung baubiologischer Gesichts­
punkte)

Priifauftrag: Einrichtung einer .Stiftung Ehrenamt·

o Kulturelle Großprojekte:

Klare Absichtserklärung zur Planung bzw. Realisierung einer Eventhalle (als Ersatz
für die Saarlandhalle) unter besonderer Betonung der kommunalen Verantwortung
der Stadt Saarbrücken bei der Findung eines geeigneten Areals
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Unterstützung der Stadt Saarbrücken (allein möglicher Standort) bei der Realisierung
eines modernen Fußball· bzw. Sportstadions (Finanzierung unter Einbeziehung der
auch bisher durch die Stadt Saarbrücken zu erbringenden Subventionierungsmittel)

Überprüfung des Geschäftsmodells der IKS und Evaluierung des bisherigen Umset·
zungstandes der IKS-Projekte unter besonderer Berücksichtigung vergleichbarer
nordrhein-westfälischer Projekte (Kosten-Nutzen-Verhältnis)

Peter Müller, CDU Saar Hubert Ulrich, Grüne Saar Christoph Hartmann, FO?

Saarbrücken, den 8. Oktober 2009
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